
Dezug auf den Glauben des anderen und dessen Glaubens- „Der relıg10s motivierte Antisemitismus” (Universiıtätsprofes-
ausübung verbannt. Wır meınen, dafß nıcht HNUur mit UunSCEICH SO Dr. urt Schubert, Wiıen. un Universitatsdozentin 1r
verschıiedenen Bındungen Kirche un Synagoge verein- Erika (Veinziertl, Salzburg); „Die Steliung der Kirchen ZU

baren ist. sondern Adafß auch dıe inter-relıgıöse Harmonie Antisemitismus“ (Frau Staatsanwalt Dr Barbara Just-Dahl-
vermehrt, ındem WIr gemeinsam den Problemen un Bedürt- HI ETETE, Mannheıim, un Msgr. Johannes Qesterreicher, New
nıssen ıIn uUuNnscCIer sıch wandelnden Welt begegnen. York). Abschließend fand Yreitag, den 19. November,
In der Erkenntnis, dafß die Beziehungen zwıschen Juden unter Leitung des Dekans der evangelisch-theologischen Fa-
un Christen ın der Vergangenheit durch tragische Leiden kultat, Yrof Dr antıne. Wien, elıne Forumsdiskussion der
un Verfolgungen gekennzeichnet sollte der Dialog Keferenten m1t Chefredakteur Dr. tto Schulmeister, Wien,
zwischen ıhnen esonders feinfühlig Se1N un jeden Versuch un Proflessor Torberg, Wien, sta
vermeıden, den (r‚lauben iırgendeines der Teilnehmer JJer Prozentsatz der auf Grund VO  } Ehreneinladungen
untergraben. schienenen Gaste (Würdenträger der christlichen Kirchen, der
Stattdessen sollten Juden und Christen, indem S1E ıhren BC- jüdischen Kultusgemeinde un: der polıtischen Parteien) WarTr
meinsamen (:lauben bezeugen, dafß der Mensch ach dem auffallend hoch. Unter den Studenten sowohl SO7z1a-
Libenbild (sottes gyeschaffen wurde, unter den Menschen durch lısten als auch Mitglieder natıonaler Organisationen —

den Dialog eın tieleres erstandnıs tur (Gottes Absıcht füur wesend. {le VvIier Abende. esonders Adıe Forumsdiıskussion,
seINE Schopfung Ordern suchen. Dies collte sıch in größerer zeichneten sich durch sachlıches Nıveau AUuUS Be] der YForums-
RKechtschaffenheit, Gerechtigkeit und Lıiıebe zwischen den Men- diskussion mufste der grofße Festsaal] der Wiener Unıiversität
schen auswiıirken. Überfüllung esperrt werden; den übrıgen ben-
Zur Verwirklichung dıieser Zunele empfhehlt diese Konferenz den wWaIich Je 5( Studenten un!: Akademiıker anwesend. Auch

außerhalh der stuclentischen un akademischen Kreise wurdechristlıchen un!: Judischen Institutionen auf Ortlıcher, s{aat-
lıcher un internatıionaler Ebene ın diesen JTagen, infolge Vr allem VO  — Beeinflussungen durch
1) als vordringliches Anlıegen zureichendere Hıltismuttel nan- e1ne gezielte Propaganda, ebhaft ber das Unding des selt-
zieliler und personeller Art bereitzustellen. den chrıistlıch- verbramten österreichischen Antisemitı:smus diskutiert.
judischen Dialog ın jeder Hıinsıcht intensivıeren: Hoffentlich hat der unerwartftet große außere Erlolg dıeser

dem Verhaltnıs VO Christen un Juden be1ı der Forschung Veranstaltungen auf möglıchst breiter Basis eın tief-iınneres
größere Auf{merksamkeit wıdmen, besonders autf dem Ge- Umdenken gelördert. (Clemens Ihoma, SVD, Wien)
biet der Theologie, der biblischen Studien un er Geschichte:;
3) dıe Möglıchkeiten eıner wirksameren Verbindung zwischen
söolchen Einrichtungen untersuchen un! 15/5 Zur Wiedergutmachung4) auf Gelegenheiten fur gemeınsame sozjale Aktıon Antwort

geben. Die Bemühungen die Wıedergutmachung aben, W das5 den Deutschland-
Israel-Vertrag angeht und den gesetzgehenden Teil der indıy:ıduellen
Wıedergutmachung wenıgstens blä jetzt Herbst einen Be-

15/4 udenna Schuld der Christen wıissen Abschluß gefunden. Das Abkommen zwıschen der Bundesrepubli:k
Deutschland und dem Staat Israel, das 31 1966 ausgelaufen Sst,

Bericht uüber ine Akademiker- unı siudientazunz in hat sSeiNnen Z weck 1ın vollem Umtange erreiıcht (s, u.) VWenıger befriedigend
1st dıe ındıvıduelle Wiıedergutmachung verlauten. )1ele Erwartungen,Wiıen z  > his November 1965 1im Rahmen von

Akademischen Veranstaltungen der Wiener Univer- die sıch das SOBECHNANNIC Bundesentschiädigungs-„Schlußgesetz“ Y O'
19265 nüpften, sınd unerfüllt geblieben. Fs ISt hıer nicht der Raum,sS1{Ä1. daraut näher eingehen können.

1Dem 4 ıtel V 0 1er Abendveranstaltungen der „Alma Na  stehend brinzen WIr e]ıne kurze Zusammenfassung ber den Luxem-
burger Vertrag, ein1ge Iaten Zuf indıvyıduellen Wıedergutmachung SOW1EMater Rudolphina” stand das bekannte Eckert-Ehrlich-Buch eınen Uberblick über die bısher ertolgrten T Entschädigungs-Pate s XVI  /  VIIL, 7 Was das dahınter- zahlungen.

stehende Problem des Antısem:itismus ın Wien jedoch TIN-
gendst auseinandersetzungsrei! machte, spezihsch Oöster- Zu dem Luxemburger Abkommen Vo 1952
reichiısche Gegebenheiten un orkommnıisse. Eın Hochschul-

Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland unprofessor hatte neonazıstisch geiäarbte Nebenbemerkungen
m1t antısemitischer Zielrichtung auf seiner Lehrkanzel VO.  - em Staat Israel, der deptember 19592 ın Luxemburg

10381 dem ehemalıgen Bundeskanzler Adenauer un dem dAda-sıch gegeben. Im Anschlufß daran kam studentischen un
polıtıschen Unruhen, deren tragıschem Höhepunkt eın malıgen Ministerpräsıdenten Moshe Sharett unterzeıichnet

wurde. ıst bekanntlich 31 Marz 966 ausgelaufen [vglKentner auf einer Strafße der Wiıener Innenstadt yetotet 19/20 Vo Januar 1953, .} {Die israelische Staats-wurde (sogenannte „Boroda] kiewicz-Affäre). bank (Bank Israel) hat AUS diesem Anlafi eıne umtl assendeHesonders 4 cdhieser Vorfalle gerieten die Wiener Hoch- wirtschaltswissenschafliche Analyse 1n hebräischer Spracheschulen in den Pauschalverdacht. In ıhnen felere das eonazı-
tum und der Antisemitismus fröhliche Urstäand: un: konnte publiziert. ın der die Bedeutung der deutschen Leistungen 1

Gesamtbetrag on 23450 Miıllionen 833 Mıiıllionen Dollar)in der Tat uch mıt „bestem” Wiıllen nıcht uübersehen werden. für den Authbau des Staates Israel untersucht wird Die Kın-
dafß dem, ufs (ranze vresehen ungerechten Verdacht, einıge wirkung des AUS dıeser Quelle stammenden Beıtrages auf dıe
Kaöarnchen Wahrheıt entsprachen. verschiedenen Gebiete der israeischen Wirtschaft werden In
Die Osterreichische Arbeitsgemeinschalt der katholischen Stu- dieser Arbeit miıt reichem statıstiıschem Materıial belegt. J)iese
dentenorganısatıonen, die evangelısche Akademikerschaft un!: wıissenschafitliche Prütung wurce bereıts 1m Jahre 1957 durch
der katholische Akademikerverband beschlossen daher SC den damalıgen israelischen Fınanzminıster und Jetzıgen Mı-
meıl1nsam, auf dem Boden der Un:versitat eıne Vortragsreihe nısterpräsıdenten Levi Fschko] a}  T In dem Vorwort

veranstalten, welche solıde Voraussetzungen Tür 1N€ chrıst- der Arbeıt wırd (estgestellt, daflß dıe auf Grund des
lıche Selbstbesinnung un eınen Oökumenischen Dıalog m1t- Luxemburger Vertrages durch d1ıe Bundesrepublik geleiste-
einander un mit Fragestellern bereiten sollte. Die Vorftfälle en Zahlungen ZUr Intergrierung V  - etitwa 500 000 judischen
hatten erschreckend deutlıch gezeigt, W1E notwendig WT, Flüchtlingen AUS Deutschland der Aa U früher unfer deut-
ber dıe Juden un ber dıe sich qOhristlich un natıonal (evt] scher Herrschalt stehenden Gebieten verwendet wurden, Aı1e
grofßdeutsch) gebardenden Judenhasser grundsätzlich un als Opfer des Natjonalsozialismus ach [srael einwanderten
sachlich sprechen. un: ın dA1e Wirtschaft des Landes integriert werden mußlten.

DIie Kosten dieses Einordnungsprozesses werden mıt eiınem
Folgende Reterate und Korreferate wurden gehalten: Betrag VOo eiwa sechs Mılliarden veranschlagt [ vgi.
. Vorurtei1l Urteil Schuld” (Dr Willehad Paul Eckert, Vo August 1952, Die Wiedergut-

Köln, un Universitätsprofessor Dr urt Lüthi, Wien); machung qAdie Juden als moralische Pflicht|

bezug auf den Glauben des anderen und dessen Glaubens-
ausübung verbannt. Wir meinen, daß er nicht nur mit unseren 
verschiedenen Bindungen an Kirche und Synagoge zu verein-
baren ist, sondern daß er auch die inter-religiöse Harmonie 
vermehrt, indem wir gemeinsam den Problemen und Bedürf-
nissen in unserer sich wandelnden Welt begegnen. 
In der Erkenntnis, daß die Beziehungen zwischen Juden 
und Christen in der Vergangenheit durch tragische Leiden 
und Verfolgungen gekennzeichnet waren, sollte der Dialog 
zwischen ihnen besonders feinfühlig sein und jeden Versuch 
vermeiden, den Glauben irgendeines der Teilnehmer zu 
untergraben. 
Stattdessen sollten Juden und Christen, indem sie ihren ge-
meinsamen Glauben bezeugen, daß der Mensch nach dem 
Ebenbild Gottes geschaffen wurde, unter den Menschen durch 
den Dialog ein tieferes Verständnis für Gottes Absicht für 
seine Schöpfung zu fördern suchen. Dies sollte sich in größerer 
Rechtschaffenheit, Gerechtigkeit und Liebe zwischen den Men-
schen auswirken. 
Zur Verwirklichung dieser Ziele empfiehlt diese Konferenz 
christlichen und jüdischen Institutionen auf örtlicher, staat-
licher und internationaler Ebene: 
1) als vordringliches Anliegen zureichendere Hilfsmittel finan-
zieller und personeller Art bereitzustellen, um den christlich-
jüdischen Dialog in jeder Hinsicht zu intensivieren; 
2) dem Verhältnis von Christen und Juden bei der Forschung 
größere Aufmerksamkeit zu widmen, besonders auf dem Ge-
biet der Theologie, der biblischen Studien und der Geschichte; 
3) die Möglichkeiten einer wirksameren Verbindung zwischen 
solchen Einrichtungen zu untersuchen und 
4) auf Gelegenheiten für gemeinsame soziale Aktion Antwort 
zu geben. 

15/4 Judenhaß — Schuld der Christen?! 

Bericht über eine Akademiker- und Studientagung in 
Wien vom 16. bis 19. November 1965 im Rahmen von 
Akademischen Veranstaltungen an der Wiener Univer-
sität. 

Dem Titel von vier Abendveranstaltungen an der „Alma 
Mater Rudolphina" stand das bekannte Eckert-Ehrlich-Buch 
Pate [s. FR XVIlVII, 61/64, S. 140ff.]. Was das dahinter-
stehende Problem des Antisemitismus in Wien jedoch drin-
gendst auseinandersetzungsreif machte, waren spezifisch öster-
reichische Gegebenheiten und Vorkommnisse. Ein Hochschul-
professor hatte neonazistisch gefärbte Nebenbemerkungen 
mit antisemitischer Zielrichtung auf seiner Lehrkanzel von 
sich gegeben. Im Anschluß daran kam es zu studentischen und 
politischen Unruhen, an deren tragischem Höhepunkt ein 
Rentner auf einer Straße der Wiener Innenstadt getötet 
wurde (sogenannte „Borodajkiewicz-Affäre). 
Besonders wegen dieser Vorfälle gerieten die Wiener Hoch-
schulen in den Pauschalverdacht, in ihnen feiere das Neonazi-
tum und der Antisemitismus fröhliche Urständ; und es konnte 
in der Tat auch mit „bestem" Willen nicht übersehen werden, 
daß dem, aufs Ganze gesehen ungerechten Verdacht, einige 
Körnchen Wahrheit entsprachen. 
Die österreichische Arbeitsgemeinschaft der katholischen Stu-
dentenorganisationen, die evangelische Akademikerschaft und 
der katholische Akademikerverband beschlossen daher ge-
meinsam, auf dem Boden der Universität eine Vortragsreihe 
zu veranstalten, welche solide Voraussetzungen für eine christ-
liche Selbstbesinnung und einen ökumenischen Dialog mit-
einander und mit Fragestellern bereiten sollte. Die Vorfälle 
hatten erschreckend deutlich gezeigt, wie notwendig es war, 
über die Juden und über die sich christlich und national (evtl. 
großdeutsch) gebärdenden Judenhasser grundsätzlich und 
sachlich zu sprechen. 

Folgende Referate und Korreferate wurden gehalten: 

.,Vorurteil — Urteil — Schuld" (Dr. Willehad Paul Eckert, 
OP., Köln, und Universitätsprofessor Dr. Kurt Lüthi, Wien); 

„Der religiös motivierte Antisemitismus" (Universitätsprofes-
sor Dr. Kurt Schubert, Wien, und Universitätsdozentin Dr. 
Erika Weinzierl, Salzburg); „Die Stellung der Kirchen zum 
Antisemitismus" (Frau Staatsanwalt Dr. Barbara Just-Dahl-
mann, Mannheim, und Msgr. Johannes Oesterreicher, New 
York). Abschließend fand am Freitag, den 19. November, 
unter Leitung des Dekans der evangelisch-theologischen Fa-
kultät, Prof. Dr. Dantine, Wien, eine Forumsdiskussion der 
Referenten mit Chefredakteur Dr. Otto Schulmeister, Wien, 
und Professor Torberg, Wien, statt. 
Der Prozentsatz der auf Grund von Ehreneinladungen er-
schienenen Gäste (Würdenträger der christlichen Kirchen, der 
jüdischen Kultusgemeinde und der politischen Parteien) war 
auffallend hoch. Unter den Studenten waren sowohl Sozia-
listen als auch Mitglieder nationaler Organisationen an-
wesend. Alle vier Abende, besonders die Forumsdiskussion, 
zeichneten sich durch sachliches Niveau aus. Bei der Forums-
diskussion mußte der große Festsaal der Wiener Universität 
wegen Überfüllung gesperrt werden; an den übrigen Aben-
den waren je 500 Studenten und Akademiker anwesend. Auch 
außerhalb der studentischen und akademischen Kreise wurde 
in diesen Tagen, infolge vor allem von Beeinflussungen durch 
eine gezielte Propaganda, lebhaft über das Unding des selt-
sam verbrämten österreichischen Antisemitismus diskutiert. 
Hoffentlich hat der unerwartet große äußere Erfolg dieser 
Veranstaltungen auf möglichst breiter Basis ein tief-inneres 
Umdenken gefördert. (Clemens Thoma, SVD, Wien) 

15/5 Zur Wiedergutmachung 

Die Bemühungen um die Wiedergutmachung haben, was den Deutschland-

Israel-Vertrag angeht und den gesetzgebenden Teil der individuellen 

Wiedergutmachung — wenigstens bis jetzt (Herbst 1966) —, einen ge-

wissen Abschluß gefunden. Das Abkommen zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und dem Staat Israel, das am 31. 3. 1966 ausgelaufen ist, 

hat seinen Zweck in vollem Umfange erreicht (s. u.). Weniger befriedigend 

ist die individuelle Wiedergutmachung verlaufen. Viele Erwartungen, 

die sich an das sogenannte Bundesentschädigungs-„Schlußgesetz” vom 18. 9. 
1965 knüpften, sind unerfüllt geblieben. Es ist hier nicht der Raum, um 
darauf näher eingehen zu können. 

Nachstehend bringen wir eine kurze Zusammenfassung über den Luxem-
burger Vertrag, einige Daten zur individuellen Wiedergutmachung sowie 

einen Überblick über die bisher erfolgten gesamten Entschädigungs-
zahlungen. 

a) Zu dem Luxemburger Abkommen vom 10. 9. 1952 

Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Staat Israel, der am 10. September 1952 in Luxemburg 
von dem ehemaligen Bundeskanzler Adenauer und dem da-
maligen Ministerpräsidenten Moshe Sharett unterzeichnet 
wurde, ist bekanntlich am 31. März 1966 ausgelaufen [vgl. 
FR V, 19/20 vom Januar 1953, S. 8 ff.]. Die israelische Staats-
bank (Bank Israel) hat aus diesem Anlaß eine umfassende 
wirtschaftswissenschaftliche Analyse in hebräischer Sprache 
publiziert. in der die Bedeutung der deutschen Leistungen im 
Gesamtbetrag von 3450 Millionen DM (833 Millionen Dollar) 
für den Aufbau des Staates Israel untersucht wird. Die Ein-
wirkung des aus dieser Quelle stammenden Beitrages auf die 
verschiedenen Gebiete der israelischen Wirtschaft werden in 
dieser Arbeit mit reichem statistischem Material belegt. Diese 
wissenschaftliche Prüfung wurde bereits im Jahre 1957 durch 
den damaligen israelischen Finanzminister und jetzigen Mi-
nisterpräsidenten Levi Eschkol angeregt. In dem Vorwort 
zu der Arbeit wird festgestellt, daß die auf Grund des 
Luxemburger Vertrages durch die Bundesrepublik geleiste-
ten Zahlungen zur Intergrierung von etwa 500 000 jüdischen 
Flüchtlingen aus Deutschland oder aus früher unter deut-
scher Herrschaft stehenden Gebieten verwendet wurden, die 
als Opfer des Nationalsozialismus nach Israel einwanderten 
und in die Wirtschaft des Landes integriert werden mußten. 
Die Kosten dieses Einordnungsprozesses werden mit einem 
Betrag von etwa sechs Milliarden DM veranschlagt [vgl. 
FR V, 17/18 vom August 1952, S. 3 ff.: Die Wiedergut-
machung an die Juden als moralische Pflicht]. 
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Botschafter Dr Shinnar, Teıiter der ehemalıgen Israel- Zur individuellen Wiedergutmachung
Mıssıon ın Köln, die das Luxemburger Ahbkommen 1n der
Bundesrepublik durchführte, unterbreıtete der Offentlichkeit Auft dem Gebiet der iındivıiduellen Wiedergutmachung frat

cAhe ım Frühjahr 965 ABn CHOMMENE Novelle ZU) Bundes-gleichzeitig mit der wirtschaftswissenschaftlichen Arbeıt der
entschädigungsgesetz, das sogenannte Wiıedergutmachungs-israelıschen Staatsbank einen übersichtlichen Durchführungs-

bericht. Der israelische Ministerpräsident Eschko] un: der schlußgesetz (vgl 99 {f.) 1965 ın
israelische Finanzminister Pınchas Sapır dankten Botschafiter raft Daruber sprach auf Eiınladung der Arbeitsgemeinschaft

„Der Bürger 1Im Staat”, der „Deutsch-israelischen Studiengrup-Dr Shinnar für dıe mustergultige Führung der Geschäfte
während der 14 Jahre se1t Abschluß des Luxemburger Ver- pe und der „Christlich-jüdischen Arbeitsgemeinschalt“
t(rages bıs dessen Auslaufen. Freiburg, 141 1965, urt Großmann, New York, ber

die „Endphase der Wiedergutmachung“. Diıe Allgemeine Zel-Dıie maßgebliche israelische Presse wıdmete dem Auslauten
des deutsch-israelischen Vertrages würdigende Artikell tung‘* berichtet daruber VO 11 1965 „Der Vortragende
Eine umfangreiche Dokumentation ber d:ıe Wiedergut- wWwIieS auf die aktuelle Krise 1m Bundeshaushalt hın und die

Gefahr, daß das finanzielle Defizit durch Kürzung der Ent-machungsleıistungen der Bundesrepubl:k israe] hat die
Bundesregierung in Bonn vorgelegt- [Antang Aprıiıl L schadıgungsgelder ausgeglichen werden könne. Das S€ 1 hber
Darın ırd im einzelnen dargelegt, WOZU die 3,45 Milliarden 1m Hınblick auf die Ehrenschuld verfolgten Menschen
Mark verwendet worden sınd In dem VO Bundeswirtschafts- verurteijlen Alle, die TSt spater in westdeutsches Gebiet
mınısterıum verfaßten Bericht heißt abschließend: „Wenn kamen, sollen integriert werden. Eıne Kurzung wurde dıe
INa die Lielerungen ım Rahmen des Abkommens mi1t den Witwen un Gesundheitsgeschädigten hart treiten. 966

und 196 / se:1en Jeweiıls 200 Millionen Wiedergutmachungs-Entwicklungshilfen vergleicht, ann gesagt werden, da{iß 11n
Israel eın esonders großer Erfolg erzielt worden ıst Der gelder reduziert worden. Die Einbehaltung der Summen be1
In Artıkel des Abkommengs VO September 19592 ZW1- den kommenden Sparmaßnahmen (Haushaltssicherungs-

gesetz) wurde alle bisherigen Zugestandnisse und den An-schen der Bundesrepublik Deutschland un dem Staate Israel spruch Erhards in Frage stellen, .daß WIT die Schuld€  a  € Zweck durch Lieferung Vo Waren un Dienst-
leistungen dıe Erweiterung der Ansıedlungs- un Wıeder- schonungslos ofenbart haben S1ie abtragen werden, solange

Menschen Aazu In der Lange sınd und das als verbindlıcheeingliederungsmöglichkeiten der Jüdıschen Flüchtlinge in
Pflicht betrachten . Gegen dıie weitverbreitete hıstorisch falscheIsrael fördern, ist somıt ın vollem Umfange erreıcht

worden“ Betrachtung, die Wiıedergutmachung habe e{was miıt Kriegs-
Altbundeskanzler Konrad Adenauer schri;eb In der Tages- folgen un und handle sıch ıne freiwillige 1lat

un keinen rechilichen Anspruch, wandte sıch der Referentzeıtung „Die Welt”, N} S€1 für dıe Bundesregierung un: für
ıhn persönlıch CIN Hauptzie] BCWESCH, das Verhaltnıs und machte darauf aufmerksam. daß ım Bundestag
iIsrael un dem Judentum „1N Ördnung bringen‘ Die StaA) einem Wiedergutmachungsausschuß DUr ine

Unterabteilung des Kriegsfolgeausschusses eingerichtet wurde.Reparationsverhandlungen selen geführt worden, eıner
zwingenden moralı:ıschen Verpflichtung nachzukom men Üie DIe Bezeichnung als Kriegsfolge‘ Se1 ıne historische
gewissenhafte Erfüllung des Vertrages un der übrıgen Wie- Lüge, enn mıt der Machtübernahme Hitlers hätten die Ver-

folgungen schon begonnen. I30T Wiedergutmachung bezeich-dergutmachungsverpflichtung den deutschen un ausläandı-
schen NS-Opfern hahbe einerseı:ts Aazu beigetragen, daß dem ef{e Großmann nıcht LUr als Nutzen für die Kmpfanger,
deutschen Volke nach dem Krıege in zunehmendem Maile sondern als Hebung des Ansehens der Bundesrepubliık 1 der

Welt Die letztie Phase droht DNUu durch Kürzungen wiederwıeder mit Achtung begegnet wurde, habe ber auch dıie Vor- belastet werden.“ausseizung daftur geschaffen, dafß eINe reguläre Verbindung
zwischen der Bundesrepublik un: iIsrael zustande kam Lin ZU Judischen Weltkongrel, August 1966 herausgege-
Adenauer schloß miıt den Weorten: „TI mochte dieser bener Bericht © vermittelt dıe {olgenden Angaben: „Nach
Stelle allen Jenen großherzigen un weıtsıchtigen Mäaännern Schätzung der deutschen Behörden werden für das BRundes-
un Frauen. Burgern des Staates sraels un Angehörigen des entschadıgungsschlußgesetz zusätzliche Entschädigungszahlun-

SCH vVo  @} iınsgesamt 4 400 Millionen ZUTC VerfügungJudentums uüberall In der Welt dafür danken, dafß S1€E die
Hand ZUuUr Versoöhnung wıeder gereicht haben, ındem S$1E NEeEI- gestellt werden.
kannten, daß UMSCIE Haltung un uUNSCIE Leistungen AUuUSs dem Noch stehen keine Sanz zuverlassıgen Schatzungen des
ehrhichen Bestreben verstehen un sind, eine moralı- Gesamtbetrages für dıe [bısherigen Un noch kündtig
sche Verpflichtung erfüllen. Gerade diese Haltung ber leistenden] kollektiven und iındıyıduellen Entschadıgungs-
verbjetet C davon auszugehen, da nunmehr mıt dem Aus- zahlungen ZUTr Verfügung. Nach offiziellen deutschen Anga-
laufen des Abkommens VO 19592 un mıt der Aufnahme ben beläuft sıch dıe (GGesamtsumme auf Miıllıonen,
dıplomatiıscher Beziehungen Israel alles bereinigt un ıin ber der letzte Vaorsitzende des deutschen Wiedergut-
Ordnung ware. Wır mussen AUus dem gleichen Geist heraus, machungsausschusses €e1m deutschen Bundestag (S 0.) schätzte,
der Adie Bundesregjerung helı den Verhandlungen 1m Anfang dafß die Gesamtauslagen den Betrag von Mill:o-
der fünfzıger Jahre geleitet hat und der füur den Deutschen 1LE  — nıcht übersteigen werden.”
Bundestag bei der Ratifizierung des Vertrages maßgebend Der Bericht des Jüdischen Weltkongresses schreibt weiıter:
WAal, Verhältnis ZU Staate Israel pflegen un alles Lun, „ Irotz aller Nachteile un WEI1iN auch viele Arten VOonNn NS-
damıt dıe regenseıtigen Beziehungen, € VO  - Hılfs- ÖOpfern keine der DNUT E1INE unzureichende Entschäadigungbereitschaft. Verstäandnı:s un Vergebung, den Völkern ihren erhielten, bietei der UÜberblick ber das gesamte Werk doch
Weg zueınander iıimmer leichter un selhbstverständlıicher
machen. Damit eıisten WIr auch der Sache des Friedens In der e1NE außerordentliche Leistung un ıst e1N großer Beweis tur

die mufıge Vision derer <sowohl Jüdıscher WIE deutscher-
JaNzZCH Welt eınen Dienst.“ se1ts die starke Widerstände einleıiıteten.

Vgl Allgemeine Wochenzeitung der Juden ın WMeutschland (XXWV6, Der gesetzgebende ei] des Entschädigungswerkes ist als ab-
19266 geschlossen anzusehen. Die Durchführung Jedoch wıird noch

1 Vgl „deutschland-berichte“ 2/4), Aprıl 19%66,
VU 1966.

ccehr Jange brauchen un wircdcl zweifellos viele €Uu«r«C Probleme
S  Fa schafftfen. Lune ernsthafte Krise ıst schon durch das Haus-

ıe VO' or Jewish Congress herausgegebene Schrift (S. 5)
WEeISt darauf hin, daß der Verrirag eigentlıch keın „Reparations“abkommen
sr Br deckte dıe Kosten ZuUur VWiıedereingliederung dıeser NS-Opfter NUur Israelische Gesellschaft gegründet. Das Botschafter Dr Raolt
Z.U] Teil (a 94) Pauls sprach ZU deutsch-israelischen Verhältnis bei der Tel Ayvyıver Messe
Z um Verhältnis Deutschland—LUsrael: vgl auch deutschland-berichte, Bonn, 1 966 1966 27 ff. : Interview des Herrn Botschafters

Ben Natan 117 Haasrez VO' Julı 1966 2/8)Seit januar 1%265, monatlıch; insbes. Die acht Tage Konrad Adenauers in
Israel. Maı 1966 ft. : Wortlaut des Abkommens zwıschen der Freiburg Nr. 374
Regierung des St221{te5 Israel und der Regierung der Bundesrepublı 4} or Jewish CCONgress (Hrsg rom tockhom Brussels. Polıcy and
Deutschland über Wirtschaftshilfte. Juniı 1966. Deutsch- Action oFfF the or Jewish Congress amnr Gent 1966.
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Botschafter Dr. F. E. Shinnar, Leiter der ehemaligen Israel-
Mission in Köln, die das Luxemburger Abkommen in der 
Bundesrepublik durchführte, unterbreitete der Offentlic.hkeit 
gleichzeitig mit der wirtschaftswissenschaftlichen Arbeit der 
israelischen Staatsbank einen übersichtlichen Durchführungs-
bericht. Der israelische Ministerpräsident Eschkol und der 
israelische Finanzminister Pinchas Sapir dankten Botschafter 
Dr. Shinnar für die mustergültige Führung der Geschäfte 
während der 14 Jahre seit Abschluß des Luxemburger Ver-
trages bis zu dessen Auslaufen. 
Die maßgebliche israelische Presse widmete dem Auslaufen 
des deutsch-israelischen Vertrages würdigende Artikel '. 

Eine umfangreiche Dokumentation über die Wiedergut-
machungsleistungen der Bundesrepublik an Israel hat die 
Bundesregierung in Bonn vorgelegt [Anfang April 1966] la 
Darin wird im einzelnen dargelegt, wozu die 3,45 Milliarden 
Mark verwendet worden sind. In dem vom Bundeswirtschafts-
ministerium verfaßten Bericht heißt es abschließend: „Wenn 
man die Lieferungen im Rahmen des Abkommens mit den 
Entwicklungshilfen vergleicht, kann gesagt werden, daß in 
Israel ein besonders großer Erfolg erzielt worden ist. Der 
in Artikel 2 des Abkommens vom 10. September 1952 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und dem Staate Israel 
genannte Zweck, durch Lieferung von Waren und Dienst-
leistungen die Erweiterung der Ansiedlungs- und Wieder-
eingliederungsmöglichkeiten der jüdischen Flüchtlinge in 
Israel zu fördern, ist somit in vollem Umfange erreicht 
worden" 2. 

Altbundeskanzler Konrad Adenauer schrieb in der Tages-
zeitung „Die Welt", es sei für die Bundesregierung und für 
ihn persönlich ein Hauptziel gewesen, das Verhältnis zu 
Israel und dem Judentum „in Ordnung zu bringen". Die 
Reparationsverhandlungen 2" seien geführt worden, „um einer 
zwingenden moralischen Verpflichtung nachzukommen". Die 
gewissenhafte Erfüllung des Vertrages und der übrigen Wie-
dergutmachungsverpflichtung an den deutschen und ausländi-
schen NS-Opfern habe einerseits dazu beigetragen, daß dem 
deutschen Volke nach dem Kriege in zunehmendem Maße 
wieder mit Achtung begegnet wurde, habe aber auch die Vor-
aussetzung dafür geschaffen, daß eine reguläre Verbindung 
zwischen der Bundesrepublik und Israel zustande kam. 
Adenauer schloß mit den Worten: „Ich möchte an dieser 
Stelle allen jenen großherzigen und weitsichtigen Männern 
und Frauen, Bürgern des Staates Israels und Angehörigen des 
Judentums überall in der Welt dafür danken, daß sie die 
Hand zur Versöhnung wieder gereicht haben, indem sie aner-
kannten, daß unsere Haltung und unsere Leistungen aus dem 
ehrlichen Bestreben zu verstehen waren und sind, eine morali-
sche Verpflichtung zu erfüllen. Gerade diese Haltung aber 
verbietet es, davon auszugehen, daß nunmehr mit dem Aus-
laufen des Abkommens von 1952 und mit der Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen zu Israel alles bereinigt und in 
Ordnung wäre. Wir müssen aus dem gleichen Geist heraus, 
der die Bundesregierung bei den Verhandlungen im Anfang 
der fünfziger Jahre geleitet hat und der für den Deutschen 
Bundestag bei der Ratifizierung des Vertrages maßgebend 
war, unser Verhältnis zum Staate Israel pflegen und alles tun, 
damit die gegenseitigen Beziehungen, getragen von Hilfs-
bereitschaft, Verständnis und Vergebung, den Völkern ihren 
Weg zueinander immer leichter und selbstverständlicher 
machen. Damit leisten wir auch der Sache des Friedens in der 
ganzen Welt einen Dienst." 3  

Vgl. Allgemeine Wochenzeitung der Juden in Deutschland (XXI/6, 6. 5. 

1966). 

la Vgl. „deutschland-berichte" (2/4), April 1966, S. 8 ff. 

a. a. O. XXI/2 vom B. 4. 1966. 
2. Die vom World Jewish Congress herausgegebene Schrift (s. u. r. 5) 

weist darauf hin, daß der Vertrag eigentlich kein „Reparations"abkommen 

ist. Er deckte die Kosten zur Wiedereingliederung dieser NS-Opfer nur 

zum Teil (a. a. O. p. 94). 
3 Zum Verhältnis Deutschland—Israel: vgl. auch: deutschland-berichte, Bonn, 

seit Januar 1965, monatlich; insbes.: Die acht Tage Konrad Adenauers in 

Israel. (2/5) Mai 1966. S. 3 ff.; Wortlaut des Abkommens zwischen der 

Regierung des Staates Israel und der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland über Wirtschaftshilfe. (2/6) Juni 1966. S. 4 ff. Deutsch- 

b) Zur individuellen Wiedergutmachung 

Auf dem Gebiet der individuellen Wiedergutmachung trat 
die im Frühjahr 1965 angenommene Novelle zum Bundes-
entschädigungsgesetz, das sogenannte Wiedergutmacnungs-
schlußgesetz (vgl. FR XVI/XVII, S. 99 ff.) am 14. 9. 1965 in 
Kraft. Darüber sprach auf Einladung der Arbeitsgemeinschaft 
„Der Bürger im Staat", der „Deutsch-israelischen Studiengrup-
pe" und der „Christlich-jüdischen Arbeitsgemeinschaft" in 
Freiburg, am 15. 11. 1965, Kurt R. Großmann, New York, über 
die „Endphase der Wiedergutmachung". Die Allgemeine Zei-
tung 4  berichtet darüber vom 27./28. 11. 1965: „Der Vortragende 
wies auf die aktuelle Krise im Bundeshaushalt hin und die 
Gefahr, daß das finanzielle Defizit durch Kürzung der Ent-
schädigungsgelder ausgeglichen werden könne. Das sei aber 
im Hinblick auf die Ehrenschuld an verfolgten Menschen 
zu verurteilen ... Alle, die erst später in westdeutsches Gebiet 
kamen, sollen integriert werden. Eine Kürzung würde die 
Witwen und Gesundheitsgeschädigten hart treffen. — 1966 
und 1967 seien jeweils 200 Millionen Wiedergutmachungs-
gelder reduziert worden. Die Einbehaltung der Summen bei 
den kommenden Sparmaßnahmen (Haushaltssicherungs-
gesetz) würde alle bisherigen Zugeständnisse und den An-
spruch Erhards in Frage stellen, ,daß wir die Schuld 
schonungslos offenbart haben, sie abtragen werden, solange 
Menschen dazu in der Lange sind und das als verbindliche 
Pflicht betrachten'. Gegen die weitverbreitete historisch falsche 
Betrachtung, die Wiedergutmachung habe etwas mit Kriegs-
folgen zu tun und es handle sich um eine freiwillige Tat 
und keinen rechtlichen Anspruch, wandte sich der Referent 
und machte darauf aufmerksam, daß im neuen Bundestag 
statt einem neuen Wiedergutmachungsausschuß nur eine 
Unterabteilung des Kriegsfolgeausschusses eingerichtet wurde. 
— Die Bezeichnung ,als Kriegsfolge' sei eine historische 
Lüge, denn mit der Machtübernahme Hitlers hätten die Ver-
folgungen schon begonnen. Die Wiedergutmachung bezeich-
nete Großmann nicht nur als Nutzen für die Empfänger, 
sondern als Hebung des Ansehens der Bundesrepublik in der 
Welt. Die letzte Phase droht nun durch Kürzungen wieder 
belastet zu werden." 

Ein zum Jüdischen Weltkongreß, August 1966, herausgege-
bener Bericht 5  vermittelt die folgenden Angaben: „Nach 
Schätzung der deutschen Behörden werden für das Bundes-
entschädigungsschlußgesetz zusätzliche Entschädigungszahlun-
gen von insgesamt DM 4.400 Millionen zur Verfügung 
gestellt werden. 

Noch stehen keine ganz zuverlässigen Schätzungen des 
Gesamtbetrages für die [bisherigen und noch künftig zu 
leistenden] kollektiven und individuellen Entschädigungs-
zahlungen zur Verfügung. Nach offiziellen deutschen Anga-
ben beläuft sich die Gesamtsumme auf DM 45.542 Millionen, 
aber der letzte Vorsitzende des deutschen Wiedergut-
machungsausschusses beim deutschen Bundestag (s. o.) schätzte, 
daß die Gesamtauslagen den Betrag von DM 40.000 Millio-
nen nicht übersteigen werden." 

Der Bericht des Jüdischen Weltkongresses schreibt weiter: 
„Trotz aller Nachteile und wenn auch viele Arten von NS-
Opfern keine oder nur eine unzureichende Entschädigung 
erhielten, so bietet der Überblick über das gesamte Werk doch 
eine außerordentliche Leistung und ist ein großer Beweis für 
die mutige Vision derer — sowohl jüdischer — wie deutscher-
seits —, die es gegen starke Widerstände einleiteten. 

Der gesetzgebende Teil des Entschädigungswerkes ist als ab-
geschlossen anzusehen. Die Durchführung jedoch wird noch 
sehr lange brauchen und wird zweifellos viele neue Probleme 
schaffen. Eine ernsthafte Krise ist schon durch das Haus- 

Israelische Gesellschaft gegründet. Das. S. 15 f.; Botschafter Dr. Rolf 

Pauls sprach zum deutsch-israelischen Verhältnis bei der Tel Aviver Messe 
1966 am 30. 6. 1966. (2/7) S. 6 ff.; Interview des Herrn Botschafters 

Ben Natan im Haarez vom 12. Juli 1966. (2/8) S. 10 ff. 

4  Freiburg Nr. 374. 

5 World Jewish Congress (Hrsg.: From Stockhom to Brussels. Policy and 

Action of the World Jewish Congress 1959-1966. Genf 1966. p. 72 ff. 
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haltssıcherungsgesetz im November 1965 entstanden (S 0.) 15/6 Deutsche un! en eın ungelösies Problem
dies der früheren deut-bedeutet ine raclikale Abkehr
schen Eınstellung, dalß dıe Wiedergutmachung ine moralısche Vortrag VOoO Professor olo Mann, Kilchberg-Zürich,

gyehalten August 1966 auf der VollversammlungSchuld Deutschlands ist un ıhr deshalb allerhöchste Prioritat
zukomme.“ des Jüdischen Weltkongresses in Brüssel.

Vom 31 b1s Z 19266 die Plenartagung des Jüdischen
Weltkongresses im Brüsseler Pala3s des Congres. In der VersammlungÜbersicht übDer  x die Entschädigungszahlungen

Juden der verschıedensten Rıchtungen und Anschauung Vertreien

Kollektive Entschaädigung: Y OI der außersten Linken bıs Zur aufßersten Rechten, VO den Ortho-
doxen bıs den Liberalen. Der Präsident des Kongresses, Dr umIsrael-Deutschland-Abkommen VU.: Goldmann, hatte unı das oben Thema auf dieser Tagung Aart

19592 (das falschlicherweise oft als „Repa- kämpfen mussen. (jraoße Gruppen der Delegierten dagegen, viele
ratiıons-Abkommen“ bezeichnet wird); 65 4115 großer Sorge, da{fßi CS tür dieses T hema früh sein könnte Dr Gol
dient einer teilweisen Wiedererstattung Mannn brachte zu Ausdruck, da{fß die Getühle der Opposition voli
VOoONn Kosten ZUFT Integration einer großen verstehe, aber auch dıe Motıve derer, dıe eın solches Gespräch schon Jetzt
Anzahl VU  - NS-Opfern (S. 95, 2a) 3 000 Mio tür utzlıch halten, muüßten respektiert und dürften nıcht verfälscht weliIi-

C:laıms Conterence: den. „ Wır fnden heute 1bend keine LOösung; dieses Gespräch hat nıchts
tun mit Vergessen, Vergeben oder Versöhnung, vergeben können L1UIZahlungen der Bundesrepublik Adıe

('laıms Confierence füur Rehabilitation VO  a
die Mıiıllıonen Toten Oder CGott. ID zıDt Deutsche und Juden, und WIr
MUuUsSenNn Wepge suchen, W 1E WIr mlteinander eXıistıeren können“NS-Opfern außerh alb sraels 450 Mıo Es sprachen Protessor Gershon Scholem, Hebräiusche Universität Jerusalem,

Individuelle Restitutzon: der Hıiıstoriker Professor olo Mann, dessen Vortrag wır Hal Wortlaut
bringen Protessor Salo Baron, Columbja-Universi New York, und
anschließend Bundestagspräsident Dr. Lugen (Jerstenmaiter. ProtessorWiedererstattung ın Naturalleistungen.

Die Kuckgabeverpflichtung lag €e€ım Er- Kar] faspers, Basel, hatte eine otschaft gesandt, dıe den Kongreßteil-
nehmern schriftlich ZuUT Kenntnis gebracht wurdewerber, me1ist be1 prıivaten einzelnen. Sta-

tistısches Materijal der Schätzungen ber Bundestagspräsident Dr (Jerstenmatzer uU. „Den Rut hier
zı sprechen, empfinde ıch als eıne ungewöhnlıche Auszeichnung, Aber ıchden Wert wiedererstatteten Eigentums habe cie schwersten Zweiıtel, ob CS eınem Deutschen, der nıcht £ür S11der entsprechende Zahlungen sınd nıcht sandern ir seiIn Land sprechen so1l, möglıch Sst, 3398ı seıner Stimme ber

verfügbar. hne Angaben den Abgrund F dringen, der Juden und Deutsche CreNNf£. verstehe
Erbenloses Eigentum: Das erbenlose recht Kut Jene Ihnen, die diesem Versuch Wwidersprochen haben
Ligentum VO vernichteten Yamıilıen wurde Auch heute, naıch mehr als ZWanzZıg Jahren, steht diese Blutschui{id völlıg
den Jüdıschen Nachfolgeorganisationen unbezwingbar VOor un Dr (erstenmaljer seine Ansprache MNIt

tolgenden Ei  tzen: Uns Deutschen wiıird möglicherweise noch JangeIRSO und JTC) ÜAnruückerstattet. Wenn
sıch spater doch noch Erben meldeten, — jJene geduldige und respektvolle Dıiıstanz auferlegt Sein, die der Unvergels-

iıchkeit der Katastrophe und der Figentlichkeit der Jüdiıschen Existenzstatteten CS ıhnen Ajese UOrganıisationen wahrscheinlich noch ımmer ANSCMECSSENSTEN 1St. Lassen G1E miıchIn einem Vergleichsverfahren. >SAKCcN, da{fß ıch eshalhb dem Jüdischen Weltkongrefß und seinem Präsidenten,Das gyesamte erbenlose Kıigentum beläuft Dr. Nahum Goldmann, il mehr für die Oblesse danke, mıf der CT

sıch schatzungswelse auf den Betrag VoO  — 420 Mıo hıer eutsche Stimmen vernehmbar yemacht hat. Dafür danke ıch Ihnen
Entschädigung für nıcht auffindbare Ak- nıcht NUuUr Dersönlıch, dafür dankrt der Deutsche Bundestag dem Jüdischen
tivposten. Zahlungen auf der Grundlage Weltkongrefß.“
des Bundesrückerstattungsgesetzes werden
sıch schätzungsweise belaufen auf 4 .300 Miıo Frrolessor ola Mannn Tuhrte au
Erlittene Verluste In Vertreibungs gebieten.
Angehorige deutscher Mınoriıtaten, die Lassen Sie mıch zuerst eın kurzes Bekenntnis ablegen.
aus osteuropäischen Grebieten vertrieben habe cdre Einladung V  - Herrn Dr Nahum Goldmann nıcht
wurden der auswanderten, erhalten be- leichten erzens ANSCHNOMM un spreche Ihnen voller
trachtliche Wiıedergutmachung tür VEI«+- Scham, zweifelnd, ob ıch CS überhaupt dar{f, ob IMNa  ja über

den Gegenstand ruh1g, sachlich, wissenschaftlich diskutierenlorengegangenes kıgentum. Bıs einem
begrenzten Ausmail erhalten deutsch- darf. als sS€] eın hıstorischer Gegenstand unter anderen.
sprechende Juden aus solchen Gebieten Da meıine Mutter AUS einer jJüdischen der überwiegend
uch Wiedergutmachung; ber den Um- Judischen Famılie stamm(, da unter den UOpfern des Naziısmus

uch ahe Verwandte VOoO mı1r Aa meın Vater Deutsch-fang daruber sınd keine Daten ZUF Ver-
fügung hne Angaben and 1933 in Protest für ımmer verlielß un auch ich selber

als Junger Mensch damals emigrierte, könnte ıch vielleicht
Indivrduelle Whedergutmachung: behaupten, mM1C! Ihnen gegenüber „entlastet” A fuhlen. ber
Der Betrag für endgultıge Zahlungen auf ıch annn nıcht kın Deutscher, ın memen Augen, 1st eın
der Grundlage des Bundesentschädigungs- Deutscher, eın deutscher Schriftsteller ist eın deutscher Schrift-

Miogyeseizes wird ınsgesamt geschatzt auf steller, und as, w as 190028  — „Kollektivscham“ genannt haf,
Zweiseltige Abkommen mit westliıchen w as aber, fürchte ich, ın Deutschland heute nıcht schr
Ländern 9792 Mio kollektiv Vielleicht ware  Dn das meıneist. triift ıhn miıt
Zusatzlıche Wiedergutmachungsmalßnah- Situation uch dann, W ennn meıne beiden KEltern Jüdischer
INeCIMN für ruhere deutsche Beamte: Bedien- Herkunft BEWESECN waren. Denn dıese These werde iıch
STeie Jüdischer Gemeindeverwaltungen mıt spater begrunden versuchen ıch habe qAie große Mehr-
öffentlichem Status: erlıttene Verluste miıt za hl der deutschen Juden immer als Deutsche angesehen M
Bezug auf dozlalversicherung, Schaden, die meıinen Beobachtungen, meıinen Erlebnissen nach, konnte iıch
unter die Gesetzgebung für Kriegsschaden S1E anders Salr nıcht ansehen.
tallen. Das zweiıte Bekenntnis ist 1€es5 weiiß nıicht, ob ich sechr

. 100 Mı0Nach Schätzungen insgesamt je] Lebensfreude überhaupt bestimmt War. ber ıch weiß,
Mıo0o dafß dAas Mait Vo Lebensfreude, das ıch Je besaß, durch

Zu dA1esem Betrag soHlten 255 Miıllıonen hinzugezählt
Vgl deutschland-berichte 2/9) August 1966, Diese Nummer nthältwerden, dıe sıch Aurch Wiedergutmachungszahlungen diesen Wortlaut SÖ WIE auch die übrigen Referate ım vollen Wortlaut ZU!  3dustrieller Konzerne fur Zwangsarbeiter zusammensetzen. Thema „Deutsche und Juden eın ungelöstes Problem'
Vgl Frankfurter Aligemeine Zeitung Nr. 180 V U: 1966 Beifal/l Für
Gerstenmaier und Golo Mann.95 [, p  75

haltssicherungsgesetz im November 1965 entstanden (s. o.), 
dies bedeutet eine radikale Abkehr der früheren deut-
schen Einstellung, daß die Wiedergutmachung eine moralische 
Schuld Deutschlands ist und ihr deshalb allerhöchste Priorität 
zukomme." 

c) Übersicht über die Entschädigungszahlungen 6 

A Kollektive Entschädigung: 

1. Israel-Deutschland-Abkommen vom 10. 9. 
1952 (das fälschlicherweise oft als „Repa-
rations-Abkommen" bezeichnet wird) ; es 
dient einer teilweisen Wiedererstattung 
von Kosten zur Integration einer großen 
Anzahl von NS-Opfern (s. o. S. 95, 2a) 

2. Claims Conference: 
Zahlungen der Bundesrepublik an die 
Claims Conference für Rehabilitation von 
NS-Opfern außerhalb Israels 

B Individuelle Restitution: 

1. Wiedererstattung in Naturalleistungen. 
Die Rückgabeverpflichtung lag beim Er-
werber, meist bei privaten einzelnen. Sta-
tistisches Material oder Schätzungen über 
den Wert wiedererstatteten Eigentums 
oder entsprechende Zahlungen sind nicht 
verfügbar. 

2. Erbenloses Eigentum: Das erbenlose 
Eigentum von vernichteten Familien wurde 
den Jüdischen Nachfolgeorganisationen 
(IRSO und JTC) zurückerstattet. Wenn 
sich später doch noch Erben meldeten, er-
statteten es ihnen diese Organisationen 
in einem Vergleichsverfahren. 
Das gesamte erbenlose Eigentum beläuft 
sich schätzungsweise auf den Betrag von DM 420 Mio. 

3. Entschädigung für nicht auffindbare Ak- 
tivposten. Zahlungen auf der Grundlage 
des Bundesrüdeerstattungsgesetzes werden 
sich schätzungsweise belaufen auf 	DM 4.300 Mio. 

4. Erlittene Verluste in Vertreibungsgebieten. 
Angehörige deutscher Minoritäten, die 
aus osteuropäischen Gebieten vertrieben 
wurden oder auswanderten, erhalten be- 
trächtliche Wiedergutmachung für ver- 
lorengegangenes Eigentum. Bis zu einem 
begrenzten Ausmaß erhalten deutsch- 
sprechende Juden aus solchen Gebieten 
auch Wiedergutmachung; über den Um- 
fang darüber sind keine Daten zur Ver- 
fügung 	 ohne Angaben 

C Individuelle Wiedergutmachung: 

1. Der Betrag für endgültige Zahlungen auf 
der Grundlage des Bundesentschädigungs-
gesetzes wird insgesamt geschätzt auf 

	
DM 33.000 Mio. 

2. Zweiseitige Abkommen mit westlichen 
Ländern 	 DM 972 Mio. 

3. Zusätzliche Wiedergutmachungsmaßnah-
men für frühere deutsche Beamte; Bedien-
stete jüdischer Gemeindeverwaltungen mit 
öffentlichem Status; erlittene Verluste mit 
Bezug auf Sozialversicherung, Schäden, die 
unter die Gesetzgebung für Kriegsschäden 
fallen. 
Nach Schätzungen insgesamt 

	
DM 3.100 Mio. 

DM 45.542 Mio. 

Zu diesem Betrag sollten 35.5 Millionen DM hinzugezählt 
werden, die sich durch Wiedergutmachungszahlungen in-
dustrieller Konzerne für Zwangsarbeiter zusammensetzen. 

6 s. o. S. 95 r, 2, p. 75 ff.  

15/6 Deutsche und Juden — ein ungelöstes Problem 

Vortrag von Professor Golo Mann, Kilchberg-Zürich, 
gehalten am 4. August 1966 auf der 5. Vollversammlung 

des Jüdischen Weltkongresses in Brüssel. 

Vom 31. 7. bis zum 9. B. 1966 tagte die 5. Plenartagung des Jüdischen 

Weltkongresses im Brüsseler Palais des Congres. In der Versammlung 

waren Juden der verschiedensten Richtungen und Anschauung vertreten —

von der äußersten Linken bis zur äußersten Rechten, von den Ortho-

doxen bis zu den Liberalen. Der Präsident des Kongresses, Dr. Nahum 

Goldmann, hatte um das oben genannte Thema auf dieser Tagung hart 

kämpfen müssen. Große Gruppen der Delegierten waren dagegen, viele 

aus großer Sorge, daß es für dieses Thema zu früh sein könnte 1. Dr. Gold-

mann brachte zum Ausdruck, daß er die Gefühle der Opposition voll 

verstehe, aber auch die Motive derer, die ein solches Gespräch schon jetzt 
für nützlich halten, müßten respektiert und dürften nicht verfälscht wer-

den. „Wir finden heute abend keine Lösung; dieses Gespräch hat nichts 

zu tun mit Vergessen, Vergeben oder Versöhnung, vergeben können nur 

die Millionen Toten oder Gott. Es gibt Deutsche und Juden, und wir 
müssen Wege suchen, wie wir miteinander existieren können" 2 . 

Es sprachen Professor Gershon Scholem, Hebräische Universität Jerusalem, 
der Historiker Professor Golo Mann, dessen Vortrag wir im Wortlaut 
bringen 1,  Professor Salo W. Baron, Columbia-Universität New York, und 
anschließend Bundestagspräsident D. Dr. Eugen Gerstenmaier. Professor 
Karl Jaspers, Basel, hatte eine Botschaft gesandt, die den Kongreßteil-
nehmern schriftlich zur Kenntnis gebracht wurde 1, 

Bundestagspräsident Dr. Gerstenmaier sagte u. a.: »Den Ruf . . ., hier 

zu sprechen, empfinde ich als eine ungewöhnliche Auszeichnung. Aber ich 

habe die schwersten Zweifel, ob es einem Deutschen, der nicht für sich, 
sondern für sein Land sprechen soll, möglich ist, mit seiner Stimme über 
den Abgrund zu dringen, der Juden und Deutsche trennt. Ich verstehe 
recht gut jene unter Ihnen, die diesem Versuch widersprochen haben .. . 
Auch heute, nach mehr als zwanzig Jahren, steht diese Blutschuld völlig 

unbezwingbar vor uns ..." Dr. Gerstenmaier schloß seine Ansprache mit 

folgenden Sätzen: Uns Deutschen wird möglicherweise noch lange 

jene geduldige und respektvolle Distanz auferlegt sein, die der Unvergeß-

lichkeit der Katastrophe und der Eigentlichkeit der jüdischen Existenz 
wahrscheinlich noch immer am angemessensten ist. Lassen Sie mich .. . 

sagen, daß ich deshalb dem Jüdischen Weltkongreß und seinem Präsidenten, 

Dr. Nahum Goldmann, um so mehr für die Noblesse danke, mit der er 

hier deutsche Stimmen vernehmbar gemacht hat. Dafür danke ich Ihnen 

nicht nur persönlich, dafür dankt der Deutsche Bundestag dem Jüdischen 
Weltkongreß." 

Professor Golo Mann führte aus: 

Lassen Sie mich zuerst ein kurzes Bekenntnis ablegen. Ich 
habe die Einladung von Herrn Dr. Nahum Goldmann nicht 
leichten Herzens angenommen und spreche zu Ihnen voller 
Scham, zweifelnd, ob ich es überhaupt darf, ob man über 
den Gegenstand ruhig, sachlich, wissenschaftlich diskutieren 
darf, so als sei es ein historischer Gegenstand unter anderen. 
Da meine Mutter aus einer jüdischen oder überwiegend 
jüdischen Familie stammt, da unter den Opfern des Nazismus 
auch nahe Verwandte von mir waren, da mein Vater Deutsch-
land 1933 in Protest für immer verließ und auch ich selber 
als junger Mensch damals emigrierte, so könnte ich vielleicht 
behaupten, mich Ihnen gegenüber „entlastet" zu fühlen. Aber 
ich kann es nicht. Ein Deutscher, in meinen Augen, ist ein 
Deutscher, ein deutscher Schriftsteller ist ein deutscher Schrift-
steller, und das, was man „Kollektivscham" genannt hat, 
was aber, fürchte ich, in Deutschland heute nicht so sehr 
kollektiv ist, trifft ihn mit. Vielleicht wäre das meine 
Situation auch dann, wenn meine beiden Eltern jüdischer 
Herkunft gewesen wären. Denn — diese These werde ich 
später zu begründen versuchen — ich habe die große Mehr-
zahl der deutschen Juden immer als Deutsche angesehen und 
meinen Beobachtungen, meinen Erlebnissen nach, konnte ich 
sie anders gar nicht ansehen. 
Das zweite Bekenntnis ist dies. Ich weiß nicht, ob ich zu sehr 
viel Lebensfreude überhaupt bestimmt war. Aber ich weiß, 
daß das Maß von Lebensfreude, das ich je besaß, durch 

1 Vgl. deutschland-berichte (2/9) August 1966, S. 2. Diese Nummer enthält 

diesen Wortlaut sowie auch die übrigen Referate im vollen Wortlaut zum 

Thema „Deutsche und Juden — ein ungelöstes Problem". 
2  Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung Nr. 180 vom 6. B. 1966: Beifall für 

Gerstenmaier und Golo Mann. 
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